
Mit Abstand stellt sich oft
auch Nüchternheit, mit Nüch-
ternheit mehr Realismus, mit
letzterem meist mehr Klarheit
ein. Internationale Kommen-
tare, schon räumlich aus
größerem Abstand zum „Na-
tionaltag" Währungsunion
1. Juli geschrieben, enthalten
dafür manch interessanten
und importanten Zwischen-
ton, wie er im Innern so klar
nicht mehr zu hören ist.

Der Londoner „Daily Tele-
graph" etwa, ein in Politik
wie Finanzen stock-konserva-
tives Blatt, kommentierte das
Angebot Bonns an Ost-Berlin
mit den Worten: „Das ist für
uns alle keine gute Nachricht.
Aber die wirklich darunter
Leidenden sind wahrschein-
lich die Menschen in der DDR,
die scheinbar davon profitie-
ren. Sie haben nach einem
Wechselkurs geschrien, der es
für ihre Unternehmen schwie*
rig macht, im Wettbewerb zu
bestehen, solange .sie nicht
nach der in der Bundesrepu-
blik üblichen Produktivität
streben." Zu viele DDR-Bür-
ger glaubten offenbar, „daß
Wirtschaftsreform ein Gratis-

Essen ist". BDI-Präsident
Necker spricht — völlig zu
Recht - davon, daß mit den
Umstellungskursen „die ein-
zelwirtschaftlichen Probleme
in der DDR noch keineswegs
gelöst" seien, u. a. weil „die
Vermögenswerte der Betriebe
in der DDR völlig falsch be-
wertet" seien. Die Wiener
„Presse" wiederum ist sich

* sicher: „Das geplante zweite
Wirtschaftswunder wird zum
spannendsten Abenteuer der
Nachkriegsgeschichte. Und
zum riskantesten zugleich."

Nüchternheit scheint es
draußen mitunter leichter zu
haben als im Innern, wo man-
chen nicht so sehr zu, beschäf-
tigen scheint, welche w e i -
t e r e n Konsequenzen es
hat, solange nur Mark und
D-Mark den Platz tauschen.
Beim fixen Blick auf Wechsel-
kurse, beim ermüdenden
Stehen in so mancher Speku-
lationsschlange vor Banken
und Sparkassen' könnte leicht
übersehen werden: Wohlbe-
finden des Landes und „Wohl-
stand" des einzelnen werden
letztlich nur mit effektiver,
also: mit h a r t e r Arbeit zu
schaffen sein — wie immer das
Tauziehen um Kurse, Aus-
gleiche und Stichtage endet.

„Technische Gründe" führte
Chinas Premier Li Peng
für das Fehlen eines ge-
meinsamen Kommuniques
über seinen Besuch in
Moskau an» Doch wer weiß,
•daß man bei solchen Treffen
die Entwürfe für ein Schluß-
dokument gewöhnlich mit-
bringt, um sie dann nur noch
abzustimmen, dem ist klar,

, daß die Ursachen tiefer
liegen. Sie sind darin zu
suchen, daß der Pekinger
Platz des Himmlischen
Friedens und der Moskauer
Kreml, in dem die Weichen
für. die Perestroika gestellt^
werden, politisch und ideo-*
logisch auf zwei verschie-
denen Planeten angesiedelt
sind. Daß in dieser Frage
kein Verwischungwe'rsuch
gemacht wunde, kann nur
gut sein.

Pragmatismus und das
Bewußtsein der Verantwor-
tung, die die awei1 Groß-
mächte tragen, haben den
Gipfel in Moskau ermöglicht.
Das steht als Ergebnis über
allen anderen. Denn welchen
Schaden Kontaktverweige-
rung oder gar Konfronta-
tion der beiden für die
ganze Welt' heraufbeschwö-

ren, hat man drei unwieder-
bringliche verlorene Jahr-
zehnte lang erlebt.

Mit 7500 Kilometern macht
die Grenze zwischen,der
UdSSR und China fast ein
Fünftel des Erdumfangs
aus. Wenn nun eine Verein-
barung unterzeichnet werden
konnte, die für dieses sen-
sible Riesengebiet die Prin-
zipien einer Truppenredu-
zierung exakt definiert,
dann ist das ein Anfang,
aus dem einmal die längste
Friedensgrenze der Welt her-
vorgehen tonn.

Hoch einzuschätzen ist es
auch, daß heute die zwei
Staaten, in denen nicht
weniger als 1<4 Milliarden
Menschen leben, identische
oder sehr nahekommende
Positionen zu solchen Fragen
wie der Notwendigkeit der
vollständigen Liquidierung
der Kernwaffen, der Nicht-
anwendung von Gewalt, der
Regelung von Konflikten
mit politischen Mitteln oder
der Beseitigung militärischer
Präsenz im Ausland haben.

Einmütigkeit hat sich also
durchaus gefunden, und
gerade dort, wo sie für alle
am notwendigsten ist. Inso-
fern hat der Moskauer
Gipfel keinen geringen
Gewinn für. die Welt gebracht.

Kompetenz, nicht Parteizuge-
hörigkeit sind für ihn das
Ausschlaggebende, hatte der
neue Innenminister Diestel
(DSU) wissen lassen. Er schloß
auch die Möglichkeit nicht aus,
daß Mitglieder der PDS, so
sie über ebendiese Sachkom-
petenz verfügen, in seinem ,
Ministerium tätig sein könn-
ten. Eine Absage an Gesin-
nungsschnüffelei erteilte auch
Lothar de Maiziere in seiner
Regierungserklärung. Daß es
in der Praxis jedoch anders
aussieht, mußte die 39jährige
Heidemarie Ehlert erfahren,
die in Halle für die PDS kan-
didiert.

Die Abteilung Finanzen und
Preise im Stadtbezirk Süd, in
der die Diplomökonomin ar-
beitet, wird ins künftige Fi-
nanzamt übergehen, die Mit-
arbeiter sollen übernommen
werden. Nachdem die Namen
der Kandidaten veröffentlicht
wurden, hat der Stadtrat für
Finanzen, Keil, anders ent-
schieden. Er könne Frau Eh-
lert nur einstelÄi, erklärte er,
wenn sie ihre Kandidatur

aufgebe. Weil ja dann die
bürgerlichen Gesetze gelten
würden, die vom Beamten
Parteiunabhängigkeit verlan-
gen.

Nicht nur Heidemarie Ehlert
ist darüber empört. Ihre Kan-
didatur steht in Einklang mit
dem Wahlgesetz und anderen
gesetzlichen Regelungen. Auch
wenn es offenbar manchem
nicht paßt - die DDR ist noch
ein souveräner Staat mit gel-
tenden Gesetzen, an die sich
auch ein Stadtrat zu halten
hat. Bisher wurde kein „Beam-
tengesetz" in die Volkskammer
eingebracht, geschweige denn
beschlossen. Ob ein künftiges
Gesetz dieser Art niit dem
der BRD identisch sein wird,,
ist ebensowenig entschieden.

Frau Ehlert will es auch
künftig so halten, daß ihr En-
gagement für die Bürger
grundsätzlich außerhalb der
Arbeitszeit erfolgt. Da aber
nicht damit zu rechnen ist, daß
sich die Stadt Berufsparlamen-
tarier leisten kann, braucht
sie auch Arbeit. Was ihr
jetzt begegnet, riecht doch
stark nach Erpressung und
Nötigung.

Bezeichnend ist es schon, daß
ein »europäischer Staat mit
einem solch multikulturellen
Ansatz wie »die BRD 28 Jahre
gebraucht hat, um sich ein
neues Ausländergesetz zu ge-
ben. Aber nicht der Zeitver-
zug ist es ja letztlich, der die
gestrige 2. Lesung im Bundes-
tag kritisch begleitet hat. Viel-
mehr geht es um substantielle
Sorgen, die — wie die Reak-
tion der Betroffenen ebenso
zeigt wie die der deutsch-
engagierten Basis — alles an-
dere als ausgeräumt sind. Die
Kritik solcher Parteien wie
der SPD oder der Grünen
setzt bei nichts Geringerem
als dem Vorwurf an, daß die-
ses neue Gesetz die Rechts-
unsicherheit der Ausländer in
der Bundesrepublik keines-
wegs vermindert, sondern er-
höht. Von „Verpackungsbiuff"
und „Gesetzespanik" ist die
Rede.

Zwar ist im neuen Auslän-
derrecht der Datenschutz weit-
gehend aufgehoben, doch gilt
die Visapflicht schon für Neu-

geborene und nicht erst für
Kinder ab 16 Jahren; für
nachreisende Kinder ist eine
Aufenthaltserlaubnis generell
erforderlich, und das Aufent-
haltsrecht von Ehepartnern
soll künftig erst nach einer
„Durchhaltefrist" von vier
Jahren genehmigt werden.
Ausländer erhalten nur dann
eine Aufenthaltsgenehmigung,
wenn sie nachweisen können,
niemandem zur Last zu fal-
len (!) sowie über ausreichen-
den Wohnraum,und Unter-
haltsmittel zu verfügen. Wer
vermag das wohl zuverlässig
in einem Land, in dem be-
kanntermaßen Hunderttau-
sende Wohnungen fehlen?

Sicher, die bisherige DDR
hätte keinen Grund, solch ein
Gesetz von der arroganten Po-
sition des Menschenrechts-
garanten zu beurteilen. Das
ändert aber nichts an der
Frage, ob ein solches Gesetz,
drapiert freilich durchaus mit
Detailverbesserungen,'aber er-
weitert noch um diverse Frag-
würdigkeiten, auch für diesen
Teil Deutschlands als gültig
akzeptiert werden muß.

Man kann nicht sagen, daß die
5. Volkskammertagung keine
wichtigen Fragen behandelt
hätte. Die Beibehaltung der
Wehrpflicht z. B. interessiert
viele, natürlich vor allem junge
Leute. Die Mitgliedschaft der
künftigen Republik Deutschland
in der NATO unter der Voraus-
setzung, daß dieses Militärbünd-
nis sich von einigen seiner Grund-
sätze trennt, so von der „Vor-
wärtsverteidigung", bewegt eben-
falls zahlreiche Bürger dieses
Landes. ,

Und dennoch: Die mehrstündige
Debatte mit Ministererklärungen
und Zwischenfragen hatte eine
merkwürdige — oder sagen wir
bemerkenswerte — Unscharfe. In l
den Städten und Dörfern, in
Wohnungen und Gaststätten, in
Betrieben und Büros wird in die-
sen Tagen schärfer, konkreter dis-
kutiert als im Parlament. Es geht
um den auszuhandelnden „Ver-
trag über die Schaffung einer
Währungsunion, Wirtschafts- und
Sozialgemeinschaft zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und
der Deutschen Demokratischen
Republik", wie der in Bonn aus-
gearbeitete Entwurf heißt, also
um das, was auf die Menschen in
der DDR mit dem 2. Juli dieses
Jahres zukommen wird. Zukom-
men muß: Danach beginnen in
Bonn die Parlamentsferien, nach
diesen rollt dort der Bundestags-
wahlkampf an.

Naturlich wurde in der Berli-
ner Parlamentsdebatte die Wäh-
rungsunion erwähnt. Aber so, als
ob der Redner ein Stück daneben-
stünde. Oder, wie Ministerpräsi-
dent Lothar de Maiziere auf eine
Anfrage der Abgeordneten Chri-
stine Ostrowski (PDS) antwor-
tete: „Sobald wir ein bestimmtes
Resultat haben, das parlaments-
verhandlungsfähig ist, werden
wir selbstverständlich davon aus-
gehen, daß wir diesem Hause
Rechenschaft schuldig sind. Wir
haben nicht die Absicht, mit Vor-
lagen und Entwürfen aus der Re-
genbogenpresse zu verhandeln."'

Also: Das Parlament wird vor-
erst nicht über das Angebot aus
Bonn informiert — und darum
geht es doch den meisten Abge-
ordneten. Und: Woher sollen denn
die Abgeordneten ihre Kennt-
nisse erhalten, wenn ihnen die
Regierung die Bonner Entwürfe
nicht in die Hand gibt? Man sollte
mit einem Parlament, das noch
mühevoll um seine Identität
ringt, nicht so verfahren; sondern
die in ihm wohnenden demokra-
tischen Potenzen frühzeitig zur
Meinungsbildung nutzen. „Zum
erstenmal trägt die Volkskammer
ihren Namen zu Recht", heißt es
gleich am Anfang der Regie-
rungserklärung.

Aber zurück zu denen, um die
es geht, zu den Bürgern der DDR.
Sie sind, wenn sie von Regie-
rung und Volkskammer nicht
rechtzeitig und sachlich unterrich-

Berlin (ADN/ND). Mit Abscheu,
Entrüstung und Betroffenheit re-
agierten Politiker aus .beiden deut-
schen Staaten sowie aus dem
Ausland auf das Attentat gegen
Oskar Lafontaine.

Von einem schweren Schlag für
die SPD und für Deutschland
sprach DDR-Außenminister Mar-
kus Meckel, und SPD-Presse-
sprecher Jürgen Itzfeld erklärte:
„Wir begreifen dieses Attentat
auch als unüberhörbares Warn-
signal, das uns aufruft zu einer
fairen politischen Auseinander-
setzung. "

Er sei ungeheuer betroffen dar-
4 über, daß möglicherweise mit
Heimtücke versucht wird, an Men-
schen heranzugehen, die eine an-
dere Meinung haben, meinte der
Minister für Abrüstung und Ver-
teidigung, Rainer Eppelmann (DA).
Selbst wenn es sich bei der Täte-
rin um einen kranken Menschen
handeln sollte, müßte es für alle
gesunden Menschen eine Mah-
nung und Warnung sein, daß
„politische Unterschiede nur mit

> politischen Mitteln ausgetragen
werden dürfen".

Erschrocken über die Konturen;
die der Wahlkampf in der BRD
angenommen hat, zeigte sich
Volkskammervizepräsident Dr.
Wolftang Ulimann. Politik sollte
ohne Gewalt geführt, der inter-
nationale Slogan der Demokratie-
und Friedensbewegung „Schwer-
ter zu Pflugscharen" nun endlich
in die Tat umgesetzt werden.

„Dieser furchtbare Anschlag auf
Oskar Lafontaine muß jeden De-
mokraten mit Abscheu erfüllen",
erklärte Prof. Dr. Michael Schu-
mann von der PDS-Volkskammer-
fraktion.

Der Ruf „Keine Gewalt", mit
dem die Revolution in der DDR
begonnen und beendet wurde,
sollte für ganz Deutschland in
den Vereinigungsprozeß mit ein-
gebracht werden, erklärte der
Sprecher der Bürgerbewegung
„Demokratie jetzt", Konrad Weiß.
Dieser Anschlag zeige, daß die
demokratische Erneuerung in der
BRD auch ihre Schwachpunkte
hat.

„Solche Aktionen gehören nicht
zur politischen Kultur", sagte der

Vizesprecher des Bundes Freier
Demokraten Klaus Puschke.

Der Vorstand der Grünen Par-'
tel in der DDR unterstrich, daß
man Gewalt als Mittel der Aus-
einandersetzung in der Politik
ablehnt.

Der Berliner Runde Tisch ver-
urteilt das Attentat auf Lafon-
taine. Zu Beginn der Beratung am
Donnerstag verlas ein Sprecher
des Gremiums eine Erklärung, in
der tiefe Bestürzung und Zorn
über den Mordanschlag geäußert
wurden. Jede Art- von Gewält-
androhung gegen politisch An-
dersdenkende werde abgelehnt. In
der Mitteilung rufen die Vertre-
ter von 21 Parteien und Organisa-
tionen der DDR-Hauptstadt auf,
für die Durchsetzung der Bürger-
rechte einzutreten. i

Bundespräsident Richard von
Weizsäcker hat die Nachricht von
dem „schrecklichen Anschlag"
auf Oskar Lafontaine .„fassungs-
los" vernommen, „Um so erleich-
terter bin ich", schrieb er dem
saarlähdischen Ministerpräsiden-
ten, „(daß Sie nach den dramati-
schen Stunden der letzten Nacht,
wie wir alle hoffen, das Schlimm-
ste überstanden haben." «•

„Über alle Parteigrenzen hin-
weg muß diese abscheuliche Tat
aufs schärfste verurteilt werden",
erklärte Bundestagspräsidentin
Rita Süssmuth. Der bayerische
Ministerpräsident Max Streibl
sprach von einer „verwerflichen
Tat" und der DGB-Vorsitzende
Ernst Breit verurteilte den An-
schlag als ein „schändliches Ver-
brechen ".

Die Staatsoberhäupter der
UdSSR, Michail Gorbatschow,
Frankreichs, Francois Mitterrand,
und Italiens, Francesco Cossiga,
sowie Österreichs Bundeskanzler
Franz Vranitzky drückten ihre
Betroffenheit und ihr tiefes Mit-
gefühl mit Oskar Lafontaine aus.

Ebenso wie die Sozialistische
Fraktion im Europäischen Parla-
ment und die PS Frankreichs be-
kundete auch der Generalsekre-
tär der IKP, Achille Occhetto,
seine Abscheu über das Verbre-
chen.

tet werden, 'auf die Medien an-
gewiesen, die natürlich alle In-
formationsquellen zu erschließen
versuchen. Welche Auswirkungen
das hat, zeigt das traurige Hin
und Her um die Umtauschquo-
t e . . .

Nun ist es aber so, daß die
Menschen an ganz konkreten
Antworten auf Fragen interessiert
sind, die ihnen unter die Haut
gehen. Beispiel: Es wird davon
geredet, daß die Renten bei 45
Versicherungsjaihren 70 Prozent
des Nettoverdienstes betragen
sollen. Wie kommen Frauen auf
diese 45 Jaihre? Welche Beiträge
zur Krankenversicherung oder
andere werden bei Übernahme
der BiRiD-Ge&etze von den Renten
abgezogen? Was wird aus der
freiwilligen Zusatzrente? Oder:
Welche Abzüge von den Brutto-
löhnen und -gehältern sind bei
Übernahme der 'BRD-Steuerge-
setze ziu erwarten? Zu solchen
Fragen halben die Einwohner der
ODR das Recht, die Fakten, und
die Meinung ihrer Regierung- <zu
erfahren, frühzeitig, Um sich eine
Meinung zu bilden. Immerhin Ist
dieses Volk nicht mehr das vom
Frühjahr 1989.

Die Einführung der D-Mark
findet allgemein Zustimmung.
Das ist verständlich. Wer möchte
nicht eine der härtesten Währun-
gen der Welt nutzen! Aber man
darf -hier nicht nur die Vorteile
darstellen, sondern muß den fi-
nanziell-sozialen Zusammenhang

sehen. Und das heißt nicht nur
das harte Geld und die sozialen
Vorzüge, sondern auch die harte
Arbeit, die das Geld hart ge-
macht hat, und die finanziellen
Belastungen, mit denen nach den
Regeln der Marktwirtschaft die
sozialen Vorzüge nun einmal be-
zahlt werden müssen.. Am
18. Mäirz wurde die schnelle Mark
gewählt. Jetzt wird es Zeit zu .sa-
gen, daß es nicht die volle Mark
ist.

Und um dieses Thema wurde
in der Volkskammerdebatte
herumgeredet Natürlich hat
Wirtschaftsminister Pohl über
den Schutz, des Binnenmarktes
gesprochen. Aber wie soll das
konkret aussehen? Natürlich hat
Finanzminister Romberg zur
Übernahme von Steuergesetzen
der BRD gesprochen. Aber wel-
che Be- oder Entlastungen brin-
gen sie?

Im Mai sollen der Volkskam-
mer die ersten Gesetzentwürfe
zur Steuerpolitik vorliegen. Der
Mai (beginnt in der nächsten Wo-
che. Und dann wird ein Gesetzes-
paket nach dem anderen auf die
Abgeordneten! zurollen^ Haben sie
Zeit, sich eine Meinung zu bil-
den? Oder bleibt wieder nur die
Zustimmung? Undi das Volk?
Hätte es nicht an diesem Don-
nerstag, dem 26. April 1990, in
der Volkskammer informiert
werden müssen, was genau
kommt? War es ein verlorener
Tag für die Demokratie?

Herr Minister, das Attentat auf
Oskar Lafontaine hat in unserem
Land viele Bürger sehr betroffen
gemacht...

Das Attentat hat auch mich
schwer erschüttert. Ich habe so-
fort, als ich davon hörte, ein Tele-
gramm an ihn und seine Ange-
hörigen gesandt.
Ist dieser Mordanschlag dem In-
nenminister Anlaß für neue Ober-
legungen, zum Beispiel die Si-
cherheit der Regierung betref-
fend?

Schutzmaßnahmen für die-
jenigen, die Politik an vorderster
Stelle betreiben, erachte ich als
ganz wichtig. Aber ich mache
Ihnen gegenüber kein Geheimnis
daraus: Bei meinen Kabinettskol-
legen herrscht darüber noch eine
sehr zwiespältige Meinung.
Geht es um verschärften Perso-
nenschutz wie in „alten. Zeiten"
bei Politbüromitrliedern?

Nicht direkt. Aber wir werden
die Probleme überdenken müs-
sen. Ich habe mich zwar selbst
schützen können, jetzt habe ich
Leute bei mir, die das tun.
Ist das nun eher ein Privileg oder
eine Belastung?

Eine echte Belastung in der per-
sönlichen Sphäre. Ich würde gern
abends allein ins Theater oder
Konzert gehen. Das geht nicht
mehr. Und in gepanzerten Limou-
sinen zu fahren entspricht nicht
meiner Bedürftigkeit nach Status.
Man sagt, Sie werden von ehe-
maligen MfS-Mitarbeitern ge-
schützt?

Das ist richtig, es sind Herr-
schaften aus dem ehemaligen
MfS. Die Männer erfüllten auch
damals diese an sich polizeiliche
Aufgabe. Es sind Fachleute, und
sie widmen sich jenen Aufgaben
recht aufopferungsvoll.

Ich finde es eigenartig, wenn der
Minister für Abrüstung und Ver-
teidigung, selbst Wehrdienstver-
weigerer, für. eine Wehrpflicht
eintritt. Also andere verpflichten
will und selbst nicht in die
Pflicht genommen werden wollte.
Die Wehrpflicht ist nicht, wie er
uns weismachen will, „ein Stück
Demokratie", sondern sie ist an-
tidemökratlisch. Die jungen DDR-
Bürger sind dazu zu befragen.
Ich unterstütze die PDS, die für
die Abschaffung der Wehrpflicht
bis Ende 1990 eintritt, und for-
dere darüber hinaus die schritt-
weise Auflösung der NVA.

An Stelle einer Armee sollte
unsere Polizei zahlenmäßig und
materiell verstärkt werden, da-
mit sie Ibesser gewappnet ist,
wenn die bundesdeutsche Wirk-
lichkeit auch bei uns Realität
wird.

Herbert Badrow,
Berlin, 1197

In einem Leserbrief, den wir am
9. 4. auf dieser Seite veröffent-
lichten, informierte die PDS-
Ortsgruppe Zscherndorf darüber,
daß die Leiterin der Kinderkom-
bination II in Sandersdorf bei
Bitterfeld, Frau Mieske, in Aus-
wertung einer Beratung vor ih-
rem Kollektiv mitgeteilt hatte,
daß PDS-Mitglieder bei kommeiv
den Entlassungen als erste gehen
müßten. Außerdem hätte sie die
Kolleglinnen, die am 18. März
ihre Stimme der SPD gegeben
hätten, für doof erklärt. Dazu
die Zuschrift von Frau Anette
Mieske:

Ich habe aus keiner Beratung
vom Rat des Kreises, Abteilung
Bildung, solche Informationen in
meinem Kollektiv weitergegeben,
daß allen PDS-Mitgliedern die
Entlassung droht. Für mich als
Leiterin hat schon immer die
Leistung jeder Erzieherin gezählt,
nie die Parteizugehörigkeit. An
erster Stelle stand und steht die
individuelle Zuwendung zu jedem
Kind. Arroganz gegenüber An-
dersdenkenden habe ich nie an
den Tag gelegt, dies kann mein
Kollektiv bestätigen. Mit aller
Entschiedenlheit weise ich auch die
Beschuldigung zurück, geäußert
zu haben, daß die Leute doof
sind, die die SPD gewählt haben.
Ich bin der Meinung, daß jeder
endlich nach 40 Jahren frei ent-
scheiden kann^ mit welcher Partei
oder Organisation er sympathi-
siert oder arbeitet, ich jedenfalls
verhalte mich zu jeder Erziehe-
rin und zu allenTColleginnen neu-
tral.

Die Vertrauensfrage habe ich in
meinem Kollektiv gestellt, und sie
wurde von allen Mitarbeitern un^
serer Einrichtung positiv beant-
wortet.

Anette Mieske,
Sandersdorf, 4413

Zum Artikel (von Hans Schwenke
(VL)< im ND vom J4./15. 4. 90,
Seite 10, möchte ich Widerspruch
anmelden. Wenn man von. der
Position der Unken Kxätte unse-
res Landes über Modalitäten der
Einführung der .DM debattiert, so
doch nicht aus Hilflosigkeit oder
Selbsttäuschung. Unabhängig da-
von, ob diese Entwicklung wün-
schenswert oder in welchem
Maße sie beeinflußbar ist, müs-

sen konzeptionelle Überlegungen
über mögliche Varianten gemacht
werden, aus denen konkrete poli-
tische Angebote entspringen, die
nach wirtschaftlichen und sozia-
len Erfordernissen ausgerichtet
und konsensfähig sind. Oder man
ignoriert einfach diesen von der
Mehrheit getragenen Prozeß, weil
man „ganz links" steht, und muß
damit rechnen, nicht ernst genom-
men zu werden. Übrigens schlägt
dem Leser geradezu die grollende
Stimmung eines Autors entgegen-,
der vom „Wahlvolk der DDR"
enttäuscht ist. Als Linke müssen
wir unseren Standort neu be-
stimmen. Und ich bin wahrlich
nicht von Sendungsbewußtsein,
sondern vom Selbstzweifel ge-
plagt!

Reiner Koch,
Halle-Neustadt, 4090

Der Gemeindedirektor von Win-
deck (BRD) hat offensichtlich die
Einverleibung der DDR bereits
vollzogen. Er maßte sich jedenfalls
an, kaltschnäuzig BRD-Gesetze
gegen uns anzuwenden. Hier der
Vorgang:

Am 9. April 1990 erhielten
meine Frau und ich ein „Ein-
schreiben mit Rückschein", in
dem uns besagter Gemeindedirek-
tor mitteilte, daß unser in die
BRD übergesiedelter Adoptivsohn
Peter H. „nach den Bestimmun-
gen des Bundessozialhilfegesetzes
ab 28. 03. 1990 Hilfe zum Le-
bensunterhalt erhält".

„Diese Mitteilung", so belehrte
man uns, „hat nach §91 Abs. 2
des Bundessozialhilfegesetzes
(BSHG) in der z. Z. gültigen Fas-
sung die Wirkung, daß Sie als

Unterhaltspflichtiger... vom Trä-
ger der Sozialhilfe in Anspruch
genommen werden können... Es
soll geprüft werden",, lasen wir
weiter, „ob ein Teil Ihres Ein-
kommens und Vermögens nach
den Bestimmungen des bürgerli-
chen Rechts und des Bundessozial-
hilfegesetzes in Anspruch genom-
men werden kann. Sie werden
deshalb gebeten, innerhalb von
zwei Wochen die beigefügte Er-
klärung ausgefüllt zurückzusen-
den. . . Nach § 116 BSHG sind Sie
verpflichtet, über Ihre Einkom-
mens- und Vermögensverhält-
nisse Auskunft zu geben."

G. H., Magdeburg, 3090
(Name und Adresse sind der

Redaktion bekannt)

In der „Mitteldeutschen Zeitung"
vom 20. April 90 verspricht die
Milchwirtschaft (Bezirk Halle),
nunmehr den Importprodukten in
Qualität und Verpackung nicht
mehr nachzustehen. Was aber hat
die Produktqualität mit der Ver-
packung zu tun? Der Hauptdirek-
tor, Kurt Stefan, verspricht, Milch
bald in Karton-Verpackungen zu
verkaufen. Einwegverpackungen
{iz. B. auch Getränkedosen) sind
jedoch unsinnig, ökonomisch und
ökologisch nicht vertretbar. Wer-
ten bunte, glänzende Verpackun-
gen das Produkt auf? Warum soll
der Verbraucher z. B. eine Kar-
ton-JVerbundpackung mitbezahlen,
wo er doch den Pfand für eine
Milchflasche wieder einlösen
könnte? Warum sollen die Müll-
berge wachsen und immer mehr
Probleme aufwerfen?

Andre Stahl,
AC Müll, Recycling Halle

Berlin/Bonn (ADN/ND). Wissen-
schaftler aus beiden^ Teilen
Deutschlands haben in der Bun-
desanstalt für Straßenwesen in
Bergisch Gladbach versucht, mög-
liche Gefahrenquellen und Ursa-
chen des Unfallgeschehens im
stetig wachsenden deutsch-deut-
schen Reiseverkehr zu analysie-
ren. Dazu untersuchten sie 124
Unfälle eines Monats aus grenz-
nahen Regionen des Bundesge-
bietes. 81 dieser Zusammenstöße
hatten Deutsche-Ost verursacht.
74 Prozent ereigneten sich inner-
halb von Ortschaften, 19 außer-
halb und sieben auf ^Autobahnen.
Die DDR-Fahrer halben vor al-
lem Schwierigkeiten mit der Vor-
fahrt an verkehrszeichengeregel- •
ten Knotenpunkten und verstie-
ßen gegen das Rechtsfahrverbot.
Westdeutsche PKW-Besitzer hin-
gegen toeiachteten im Umgang mit
ihren DOR-„Kollegen" insbeson-
dere den Sicherheitsabstand
nicht, verschätzten sich beim
Überholen und beim Wenden
oder Einfädeln in den fließenden
Verkehr.

Die vergleichsweise hohe Qua-
lität der Straßen im Westen ver-
.leitet die DDR-Fahrer möglicher-
weise zu einem übersteigerten
Sicherheitsgefühl. Hinzu kommen
die sehr „bunten" Stadtbilder mit
ihren Reklametafeln' und Werbe-
hinweisen. Dabei werden Ver-
kehrszeichen übersehen, Wegwei-
ser zu spät erkannt, das recht-
zeitige Einordnen verpaßt, ar-
gumentieren die Verkehrsexper-
ten. Selbstverständlich steht auch
das erheblich geringere Be-
schleunigungsvermögen der in der
DDR gebauten Autos im Wider-
spruch zu den Erfahrungswerten
der Kraftfahrer aus dem Bundes-
gebiet. Dies wird besonders deut-
lich auf den Autobahnen, wo kri-
tische Situationen zumeist beim
Überholen, Einfädeln und Fahr-
streifenwechsel der Trabant und
Wartburg entstehen.

Die Fahrt durch die DDR
könnte künftig, erheblich teurer
werden,, wenn zur Verbesserung
der Verkehrsinfrastruktur Auto-
bahngebühren erhoben werden.
In einem. Presseinterview erklärte
Bundesverkehrsminister Fried-
rich Zimmermann (CSU), solche
Möglichkeiten müßten „sorgfältig
Überprüft" werden. Der Politiker
veranschlagte die Höhe der .Ko-
sten für diese Aufgabe mit etwa
200 Milliarden -D-Mark.

Dr. GOTTFRIED MÜLLER - Me-
dien sind eine tragende Säule
im Staatsgefüge Foto: ADN

aus der Journalistenerfahrung in
der alten DDR heraus, als die
Oberen nichts mehr fürchteten
als in Worte gegossene Wahrheit.
Es spricht für die Integrität Dr.
Müllers, daß sein Blatt eben mit
weißen Flecken erschien, wenn
der Zensor die Schere ansetzte.

Zum ersten Minister für Medien
in der DDR-Geschichte wurde
aber nicht nur der Praktiker, son-
dern auch der Politiker'Müller.
Gehörte er doch im September
1989 zu den vier Unterzeichnern
des „Briefes aus Weimar", der
die Wende vort der „Block"-CDU
zur heutigen einleitete.

Jetzt ist er zuständig für den
Übergang in eine offene Medien-
landschaft. „Wir wollen Rahmen-
bedingungen mitorganisieren,
nicht in Inhalte eingreifen,"
Letzteres dürfte gerade einem
Dr. Müller leichtfallen, ersteres
birgt die Probleme. Sein Ja zu
Artikel 23 und der Erhalt der
DDR-Medien schlössen einander
nicht aus. :

Nun, mancher sieht das heute
anders. Daß der Minister dazu
von Anfang an auch das Ge-
spräch mit Journalistenkollegen
pflegt, kann ermutigen.

Im Staatsgeiüge seien die Medien
'neben Legislative, Exekutive und
Rechtsprechung- die vierte tra-
gende Säule. Dazu müsse die
Presse frei sein; So der .Theologe
Dr: Gottfried Müller Mitte. De-
zember 1989 auf dem CDU-Son-
derparteitag. Bei einer gestrigen
Volkskammer-Premiere als Me-
dien-Minister versicherte er nun,
nicht zuzulassen, daß Pressefrei-
heit durch übergroße Wirtschafts-
macht aus dem Westen einge-
schränkt wird.

Der Pfarrerssohn aus dem thü-
ringischen Schweina, Jahrgang
34, lange selbst Pfarrer, weiß,
wovon er spricht. War er doch in
den letzten zehn Jahren Chefre-
dakteur der Kirchenzeitung
„Glaube und Heimat". Ein Mann,
der sich der Macht des Wortes
wohl bewußt ist. Übrigens auch
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